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R E D E  

 

Autoritarismus in Mittel- und 
Osteuropa 

EINFÜHRUNGSREDE ZUR GLEICHNAMIGEN KONFERENZ AM 27. MÄRZ 2008 IN 

WARSCHAU 

Lieber Herr Prof. Maćków, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

ich begrüße Sie im Namen der Veranstalter 

dieser Konferenz: 

• der Stiftung für deutsch-polnische Zu-

sammenarbeit, 

• dem Lehrstuhl für Politikwissenschaft 

der Universität Regensburg und 

• der Konrad-Adenauer-Stiftung in Polen. 

Ich hoffe, die Konferenzteilnehmer von 

auswärts hatten alle eine gute Anreise. Im-

merhin haben wir Referenten aus sechs 

Ländern hier versammelt: aus Polen und 

Deutschland, aus der Ukraine und Russland, 

aus Tschechien und Ungarn. Allen ein herz-

liches Willkommen. 

Herzlich danken möchte ich Herrn Prof. Jer-

zy Maćków, dem spiritus rector dieser Kon-

ferenz, den Mitarbeitern der Konrad-

Adenauer-Stiftung, die diese Konferenz 

hauptsächlich organisatorisch vorbereitet 

haben, insbesondere Frau Hanna Dmo-

chowska, und Herrn Dr. Albrecht Lempp von 

der Stiftung für deutsch-polnische Zusam-

menarbeit, in deren Räumen wir tagen und 

ohne deren Unterstützung die Konferenz 

nicht möglich gewesen wäre. Von Herr Dr. 

Lempp, der leider nicht teilnehmen kann, 

soll ich sie herzlich grüßen. 

Ebenfalls danke ich herzlich dem Zentrum 

für Oststudien und den polnischen Modera-

toren, die an dieser Konferenz beteiligt sind. 

Zu Beginn möchte ich einige kurze Bemer-

kungen zum Thema machen, die ich in 

Deutsch vortragen werde. 

Die deutschen politischen, das heißt partei-

nahen Stiftungen gehören zu den externen 

Akteuren bei der Demokratisierung post-

kommunistischer Gesellschaften, um die es 

bei dieser Konferenz gehen soll. 

So ist die Konrad-Adenauer-Stiftung, die 

der Christlich-Demokratischen Union CDU 

nahe steht, schon seit Sommer 1989, das 

heißt vor dem Mauerbau mit einem Büro in 

Polen tätig. Des Weiteren haben wir Län-

derprogramme in den Baltischen Staaten, in 

Russland, in Belarus, in der Ukraine, in Ge-

orgien, in Tschechien, der Slowakei, Un-

garn, Bulgarien, Rumänien und auf dem 

Balkan. 

Wir sind also als Adenauer-Stiftung in Mit-

telosteuropa in einem erheblichen Maße en-

gagiert. 

Dabei verfolgen wir im Prinzip vier große 

thematische Schwerpunkte. Das sind: 

1. die Stabilisierung demokratisch-

rechtsstaatlicher Strukturen unter 

besonderer Berücksichtigung der Par-

teien, insbesondere unserer Partner-

parteien, das sind in Polen die Bür-

gerplattform PO und die bäuerliche 

Volkspartei PSL; 

2. die Begleitung der Transformations-

prozesse mit Orientierung am Ord-

nungskonzept einer Sozialen Markt-

wirtschaft; 
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3. der Aufbau und die Förderung der Zi-

vilgesellschaft als eines wesentlichen 

Fundamentes für den demokratischen 

Rechtsstaat; 

4. die Integration in die Europäische 

Union oder zumindest die enge Ko-

operation mit der Europäischen Uni-

on. 

Im Rahmen der Konferenz ist es interessant 

der Frage nachzugehen, warum in manchen 

Staaten Mittelosteuropas der Transformati-

onsprozess hin zu einer pluralistisch- 

rechtsstaatlichen Demokratie schneller und 

weiter fortgeschritten ist und es in anderen 

Ländern wiederum langsamer geht oder es 

sogar autoritäre Entwicklungen gibt. 

Prof. Edmund Wnuk-Lipinski, der auch an 

dieser Konferenz teilnehmen und morgen 

Abend sprechen wird, hat auf die wichtige 

Bedeutung einer, wie er es nennt, „ethi-

schen Bürgergesellschaft“ hingewiesen, bei 

der Überwindung des kommunistischen Re-

gimes. Wir haben seinen Beitrag auf Pol-

nisch und Deutsch publiziert. Er liegt hier 

aus. 

Wnuk-Lipinski stellt fest, dass sich gerade in 

Polen die Zivilgesellschaft als „ethische Bür-

gergesellschaft“ als „außerordentlich wirk-

sames Instrument der gesellschaftlichen 

Emanzipation gegenüber dem kommunisti-

schen Regime“ erwiesen habe. Mit dem 

Begriff „ethische Bürgergesellschaft“ be-

zeichnet Wnuk-Lipinski eine Gesellschaft, 

„in der ethische Normen das ausschlagge-

bende Handlungsmotiv der sich für öffentli-

che Belange einsetzenden Bürger bilden – 

und eben nicht bestimmte Einzel- oder 

Gruppeninteressen“. Er argumentiert: 

Weil diese Gesellschaftsform, die „ethische 

Bürgergesellschaft“, eine wichtige Rolle ge-

spielt habe bei der Wende vom Kommunis-

mus hin zur Demokratie, sollte sie stärker 

als bisher auch bei der Analyse der interna-

tionalen Beziehungen berücksichtigt wer-

den. 

Eine Ursache für die erneute Herausbildung 

autoritärer Regime und eine wichtige Bedin-

gung zu ihrer Überwindung wäre demnach 

das, was mit dem Begriff „ethische Bürger-

gesellschaft“ gemeint ist. Deshalb lohne es 

sich, so wiederum Wnuk-Lipinski, nach sol-

chen Bürgergesellschaften Ausschau zu hal-

ten, sie zu fördern und zu stärken. 

Genau dies ist ein wichtiges Merkmal der 

Arbeit der deutschen politischen Stiftungen, 

egal ob sie der Sozialdemokratie, den Libe-

ralen, den Grünen oder den Christdemokra-

ten nahe stehen. Nur die Stiftung der Lin-

ken, die Rosa-Luxemburg-Stiftung, mag 

hier vielleicht auch anders gerichtete Inte-

ressen verfolgen.  

Eine zweite Beobachtung ist in diesem Kon-

text, so finde ich, sehr interessant. Sie be-

zieht sich auf die untergründig wirkenden 

langzeitlichen Prägekräfte, die eine demo-

kratische Entwicklung oder aber eine autori-

tätsstaatliche Entwicklung begünstigen. 

Es ist dies die Rolle, die offensichtlich auch 

der Glaube, besser gesagt die durch die Re-

ligion geprägte Kultur spielt. In unterschied-

licher Weise haben darauf unter anderem 

die amerikanischen Politikwissenschaftler 

Samuel Huntington und Mikel Nowak, der 

indisch-britische Politologe Bhikhu Parekh, 

der schon zitierte polnische Soziologe Ed-

mund Wnuk-Lipinski oder der deutsche 

Staatsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde 

hingewiesen. 

Das mit der neuzeitlichen Aufklärung ver-

söhnte Christentum hat demnach nicht nur 

bei der Demokratisierungswelle in den 70er 

und 80er Jahren eine erhebliche Bedeutung 

gehabt, sondern auch bei der Demokratisie-

rung nach 1989 in Mittelosteuropa. 

Wnuk-Lipinski verweist darauf, dass welt-

weit 72 Prozent der durch eine christliche 

Kultur geprägten Staaten freie Demokratien 

seien, dagegen nur vier Prozent der isla-

misch geprägten Staaten und 37 Prozent 

der Staaten mit anderen dominierenden Re-

ligionen. 

In den ehemaligen Ostblockländern sind die 

acht vorherrschend dem westlichen Chris-

tentum anhängenden Staaten heute alles 

freie Demokratien; von den acht christlich-

orthodox geprägten Staaten allerdings nur 
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vier bis fünf (nimmt man die Ukraine neu-

erdings dazu), von den islamischen Staaten 

keiner. 

So kommt Wnuk-Lipinski zu der Schlussfol-

gerung: Der „christliche Glaube bilde einen 

kulturellen Nährboden, der nach dem Zerfall 

eines nichtdemokratischen Systems den 

Übergang zur Demokratie weitaus wahr-

scheinlicher mache als die Akzeptanz einer 

neuen Variante von autoritärer Herrschaft“. 

Dies lenkt den Blick zwangläufig auf die kul-

turellen Determinanten demokratischer 

Herrschaft. 

Dabei scheint es durchaus von Belang, nicht 

nur nach rechtsstaatlichdemokratischen 

Strukturen, funktionierenden demokrati-

schen Parteien etc. zu fragen, sondern auch 

die kulturellen, wertmäßigen Prägungen in 

den Blick zu nehmen, die für die Herausbil-

dung von Demokratie, Sozialer Marktwirt-

schaft und Zivilgesellschaft günstig sind, sie 

befördern und stabilisieren. 

Dabei geht es, wie nicht zuletzt der polni-

sche Papst Johannes Paul II. immer wieder 

betont hat, ganz zentral um das Menschen-

bild. Es ist von entscheidender Bedeutung, 

ob ein Menschenbild zugrunde liegt und kul-

turell gefördert wird, dass von einer Unter-

ordnung des Menschen unter beliebige Au-

toritäten ausgeht und den Menschen eher 

als Verfügungsmasse ansieht, oder ob durch 

das Menschenbild der Subjektcharakter, die 

Prinzipien von personaler Gleichheit, von 

Solidarität, Subsidiarität und Gemeinwohl-

orientierung sowie von sozialen Normen ge-

fördert werden. 

Auf diese Zusammenhänge wollte ich am 

Beginn der Konferenz hinweisen, nicht nur, 

weil sie für uns als christlich-demokratische 

Stiftung in der konkreten weltweiten Arbeit 

ein wichtige Rolle spielen, sondern weil sie 

prinzipiell von Bedeutung sind bei der Dis-

kussion über Demokratie und Autoritaris-

men. 

Denn nach dem bekannten Diktum des 

schon erwähnten Staatsrechtlers Ernst- 

Wolfgang Böckenförde lebt der freiheitlich, 

säkularisierte Staat von Voraussetzungen, 

die er selbst nicht garantieren kann. Die 

Frage, wer diese Voraussetzungen aber be-

fördern und pflegen kann, lenkt den Blick 

unweigerlich auf die wesentlichen kulturel-

len und gesellschaftlichen Prägekräfte. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit 

und freue mich auf die Vorträge und Dis-

kussionen, die wir heute und morgen haben 

werden. Jetzt hat das Wort Prof. Jerzy Ma-

ckow, der das Konzept der Konferenz vor-

stellen wird. 


